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Die nichtterritoriale Selbstverwaltung ist in der österreichischen Bundesverfassung nicht in 

einer klaren Weise verankert, die auch ihrer politischen Bedeutung entsprechen würde. 

Allerdings wurde die Schaffung einer solchen verfassungsrechtlichen Grundlage immer 

wieder gefordert. Auch die von den Selbstverwaltungskörpern und freien Verbänden 

getragene Sozialpartnerschaft findet keine Erwähnung in der Bundesverfassung. Auf der 

Basis einer gründlichen Auseinandersetzung mit dem status quo wird die Frage nach einer 

Verankerung von Selbstverwaltung und Sozialpartnerschaft mit einer Reihe von legistischen 

Vorschlägen beantwortet. In einem Postskriptum geht der Autor dann auf die relevanten 

Ergebnisse des Österreich-Konvents ein. 
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